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Chronique générale

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Droit d'auteur

Im Rahmen der Urheberrechtsrevision ersuchte die WBK-SR mittels eines
Kommissionspostulats um einen Bericht, in dem die Wirkung der Revision – nach
erfolgter Umsetzung – auf die betroffenen Bereiche, insbesondere unter
Berücksichtigung der Rechtsentwicklung auf europäischer Ebene, aufgezeigt werden
soll. Hierbei soll der Berichtsfokus insbesondere auf Verlegerinnen und Verleger sowie
auf Medienschaffende gelegt werden. Der Bundesrat hatte die Annahme des Postulats
beantragt. Der Ständerat kam diesem Anliegen nach und nahm den Vorstoss im Rahmen
der Urheberrechtsdebatte stillschweigend an. 1

POSTULAT
DATE: 04.06.2019
MELIKE GÖKCE

In Erfüllung eines Kommissionspostulates der WBK-SR veröffentlichte der Bundesrat im
Dezember 2021 einen Bericht über die Wirksamkeit der Revision des
Urheberrechtsgesetzes (URG) von 2022. Der Bericht umfasste zwei Teile, wobei jeweils
die Wirksamkeit der Gesetzesänderungen in der Schweiz sowie jene auf EU-Ebene
untersucht und verglichen wurden.
Im ersten Teil wurde die Wirksamkeit der Revision untersucht, welche in drei Ziele
gegliedert war: «Effizienz», «Zugang» und «Stärkung der Kulturschaffenden». Der
Bericht kam zum Schluss, dass sowohl die effizientere Durchsetzung des Urheberrechts
im digitalen Umfeld als auch die Verbesserung der Vergütung der Kulturschaffenden bei
der Online-Nutzung ihrer Werke grundsätzlich erfolgreich gewesen sei. 
Der zweite Schwerpunkt der Revision hatte einen verbesserten Zugang zu Werken zum
Ziel. Zu diesem Zweck wurde beispielsweise eine Schranke für verwaiste Werke
eingeführt, welche die Nutzung von Werken, deren Rechteinhaberinnen oder
Rechteinhaber unbekannt sind, ermöglichen sollte. Seit der Revision seien so bereits 32
Lizenzen zu historisch und kulturell interessanten verwaisten Werken ermöglicht
worden, war dem Bericht zu entnehmen. Trotzdem sehe der Bundesrat hier noch
Spielraum für eine Steigerung. So sei etwa eine international vereinbarte
Schrankenbestimmung wünschenswert, um auch grenzüberschreitende Nutzungen zu
ermöglichen. Zudem sollten die praktischen Erfahrungen mit den «erweiterten
Kollektivlizenzen» weiter aktiv geprüft werden, um deren Effekte klarer einschätzen zu
können. Diese sollen es ermöglichen, «mit vertretbarem Aufwand eine Vielzahl
urheberrechtlich geschützter Werke zu nutzen». 

Der zweite Teil des Berichts widmete sich der «Sicherung des Qualitätsjournalismus
und einer freien pluralistischen Presse» sowie einer möglichen Einführung eines
Leistungsschutzrechts in der Schweiz. 
Journalistische Medien seien zusehends mit verstärkter Konkurrenz der neueren
Online-Dienste, wie etwa Twitter, konfrontiert, was zu Schwierigkeiten bei der
Finanzierung der journalistischen Angebote führe. Zum einen würden Online-Dienste
für ihre Nutzerinnen und Nutzer Übersichten mit den wichtigsten Informationen und
entsprechenden Links zur Verfügung stellen – ohne dafür die kostspieligen und
zeitaufwendigen Inhalte selbst erstellen zu müssen. Die journalistischen Medien können
zwar auch davon profitieren, weil ihre Dienstleistungen so häufiger aufgerufen werden.
Wenn aber Online-Dienste auf sogenannte «Snippets» zurückgreifen – das sind kurze
Textausschnitte, die einen Einblick in den Inhalt gewähren –, kann dies auch dazu
führen, dass die Personen bereits die Informationen haben, die sie wollten und somit
den eigentlichen Artikel gar nicht mehr aufrufen. Dies führe dann unter anderem dazu,
dass Online-Dienste attraktivere Werbeplattformen darstellten als die klassischen
journalistischen Medien, wie dem Bericht zu entnehmen war.
Ein grosses Problem sei nun, dass diese «Snippets» teilweise so kurz seien, dass sie
nicht mehr unter das Urheberrecht fallen, womit die journalistischen Medien bei den
Online-Diensten keine angemessene Entschädigung für ihren Aufwand einfordern
können. Ein Leistungsschutzrecht würde genau hier ansetzen und den Schutz auch auf
diese kurzen Textauszüge ausdehnen. Konkret könnten journalistischen Medien ihre
Inhalte damit lizenzieren, um damit ihre hohen Schaffungskosten der Inhalte
amortisieren zu können. Da die Schweiz in der Revision des URG vorerst auf die
Einführung eines solchen Leistungsschutzrechts verzichtet hatte, untersuchte der
Bericht stattdessen die Situation in der EU, welche ein solches 2019 im Rahmen der EU-

POSTULAT
DATE: 17.12.2021
SARAH KUHN
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Richtlinie zum Urheberrecht geschaffen hatte. Der Bericht kam zum Schluss, dass das
koordinierte Vorgehen in der EU erste positive Ergebnisse gezeigt habe und die
journalistischen Medien ihre Einnahmen dank dieser Ausweitung des Urheberrechts
steigern konnten.
In Frankreich hätten sich die positiven Erfolge aber erst nach einem Gerichtsentscheid
gezeigt: Der Grosskonzern Google hatte versucht das neue Gesetz zu umgehen, indem
er die verwendeten «Snippets» einfach soweit gekürzt hatte, dass sie nicht mehr unter
das Leistungsschutzrecht fielen. Das Gericht hatte festgestellt, dass Google sich
«wettbewerbsmissbräuchlich» verhalten hatte. Dem Grosskonzern wurde «eine
marktbeherrschende Stellung» zugesprochen, wodurch es ihm möglich gewesen sei,
die journalistischen Medien zu zwingen, die Inhalte auch ohne Vergütung zu teilen. Ob
das Schweizer Wettbewerbsrecht einen gleichen Entscheid ermöglichen würde, und ob
das Gesetz auch ohne ein solches Urteil Wirkung zeigen würde, sei noch unklar. Daher
solle das EJPD prüfen, ob eine unveränderte Übernahme dieser EU-Richtlinie
überhaupt zielführend wäre. Der Bundesrat wolle bis Ende 2022 ausserdem eine
Vernehmlassungsvorlage ausarbeiten, in der er die «Ansätze zur Regelung eines
Leistungsschutzrechtes» vertieft, um die für die direkte Demokratie wichtigen
journalistischen Beiträge auf Online-Plattformen zu vergüten. 2

Mit der Veröffentlichung des Berichts über die Wirksamkeit der Revision des
Urheberrechtsgesetzes erachtete der Bundesrat das Kommissionspostulat der WBK-SR
als erfüllt. In der Sommersession 2022 schrieb der Ständerat das Postulat
stillschweigend ab. 3

POSTULAT
DATE: 09.06.2022
SARAH KUHN

1) AB SR, 2019, S. 268; Po. 19.3421
2) BBI, 2022 858 (S.30); Bericht BR vom 17.12.21
3) BBI, 2022 858 (S. 30)
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